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Haushalts- und Finanzfragen sowie die Verwirklichung des Binnenmarktes stan-
den im Mittelpunkt der Arbeit des Europäischen Parlaments. Nachdem die Ein-
heitliche Europäische Akte drei wesentliche Fragen nicht gelöst hatte - die zu-
künftige Finanzierung der EG und die Erhöhung der Eigenmittel, die Erhöhung
der Strukturfonds und die Reform der Agrarpolitik - und auch auf den Sitzungen
des Europäischen Rates im Jahre 1987 keine Lösungen gefunden werden konn-
ten, kam es zu einem glatten Rechtsbruch durch den Rat: Er war nicht in der La-
ge, dem Europäischen Parlament frist- und vertragsgemäß den Haushalt für 1988
vorzulegen1. Kommission und Parlament haben deshalb im Dezember 1987 Kla-
ge vor dem Europäischen Gerichtshof gegen den Rat erhoben.

Erst auf dem Sondergipfel des Europäischen Rates am 11./12. Februar in Brüs-
sel wurde dann für die drei zentralen Fragen eine Lösung gefunden, so daß alle
betroffenen Organe nun wieder in die Lage versetzt wurden, sich der Verwirkli-
chung der Ziele der EEA wieder voll zuzuwenden und verspätet den Haushalt zu
beraten.

Der Haushalt, die zukünftige Finanzierung und die Reform der Agrarpolitik
Nachdem im Februar 1987 in einer dritten Lesung der Haushalt für das laufende
Jahr vom Parlament gebilligt wurde2, legte die Kommission im Mai 1987 einen
Nachtrags- und Berichtigungshaushalt vor. Da die Mittel der EAGFL-Garantie
(ca. 3,9 Mrd. ECU) nicht ausreichten und die Einnahmen aus den Zöllen (ca. 1,3
Mrd. ECU) aufgrund des Kursverfalls des Dollars rückläufig waren, sah er vor,
den bisher nicht ausgeschöpften Mehrwertsteueranteil (627 Mio. ECU) in den
Haushalt einzubeziehen und zur Finanzierung des verbleibenden Defizits in Hö-
he von 1,5 Mrd. ECU nationale Beiträge bereitzustellen. Außerdem sollte zur
Deckung des Defizits der EAGFL-Garantie die bisherige Vorauszahlungsrege-
lung durch ein System der Erstattungen ersetzt werden.

Der Rat beschloß daraufhin Anfang Juli, die Entscheidungen über die Finan-
zierung des Defizits des EAGFL zurückzustellen und nahm den so geänderten
Entwurf eines Nachtragshaushaltsplans an. Er faßte dabei die Verwendung der
nicht ausgeschöpften Mehrwertsteueranteile ins Auge und schlug im Hinblick auf
die Finanzierung des verbleibenden Defizits anstelle der Finanzierung durch na-
tionale Beiträge vor,
- bestimmte Mittel zu kürzen,
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- die Erstattung der den Mitgliedstaaten bei der Erhebung von Zöllen entstan-
denen Kosten für das zweite Halbjahr (400 Mio. ECU) sowie die für die Er-
stattung der Tranche 1984 der Regierungsvereinbarung vorgesehenen Mittel
(257 Mio.) auf den Haushalt 1988 zu übertragen,

- 300 Mio. ECU bei Mitteln einzusparen, die „aus technischen Gründen" ver-
fallen sind, und

- bei den Einnahmen 315 Mio. ECU als ,,Unsicherheitsmarge bei den traditio-
nellen Einnahmen" vorzusehen3.

Der Haushaltsausschuß empfahl dem Europäischen Parlament in der Julisit-
zung, diesen Nachtragshaushalt abzulehnen, mit dem Hauptargument, daß die-
ser das Defizit beim EAGFL nicht berücksichtigt und es zu einer neuerlichen
Überwälzung von Defiziten auf den Haushalt von 1988 kommen würde, ohne
Klärung der Frage, aus welchen Mitteln diese Defizite gedeckt werden sollten.

Das Parlament schloß sich der kritischen Argumentation des Haushaltsaus-
schusses an und erklärte in einer kurzen Entschließung seine Ablehnung, ,,sich
mit dem Verfahren für den Berichtigungs- und Nachtragshaushaltsplan Nr. 1 für
das Haushaltsjahr 1987 einverstanden zu erklären" oder zu akzeptieren, „daß
daraus irgendwelche verbindlichen Folgen für den Haushaltsplan 1988 abgeleitet
werden können"4, zumal der Rat dem EP nicht ausreichend Zeit für eine gründ-
liche Erörterung des Nachtragshaushaltes gegeben habe. Der Antrag auf Ableh-
nung des Nachtragshaushaltes fand jedoch keine qualifizierte Mehrheit im Ple-
num (232 dagegen, 84 dafür, 34 Enthaltungen5). Nach den Bestimmungen des
EWG-Vertrages hätte nur die absolute Mehrheit der dem EP tatsächlich angehö-
renden Mitglieder (also mindestens 260 Abgeordnete) den Haushalt ablehnen
können.

Nachdem wenig später sich die Agrarminister auf eine Grundsatzvereinbarung
über die Finanzierung des Agrardefizits von 4,3 Mrd. ECU geeinigt hatten, un-
terzeichnete Lord Plumb, der im Januar 1987 als Nachfolger von Pierre Pflimlin
zum Parlamentspräsidenten gewählt worden war, den Haushalt und stellte ihn
damit fest.

Der Haushaltsausschuß des EP setzte sich in mehreren Berichten6 mit dem
neuen, von Jacques Delors vorgeschlagenen Finanzierungssystem7 auseinan-
der und empfahl schließlich - nach einer Zwischenberatung im Plenum - ein um-
fangreiches Reformpaket für die Finanzierung, Haushaltsdisziplin, die Struk-
turfonds und die Kontrolle der Agrarausgaben, das sich zwar im wesentlichen
an die Beschlüsse der Kommission hielt, in einigen Punkten aber deutlich ab-
wich.

Zur Haushaltsdisziplin schlug das EP neben einer fünfjährigen Vorausschau ei-
ne Beteiligung des EP als zweiten Teil der Haushaltsbehörde vor. Damit würde
es sich nicht nur selbst in die Verantwortung dieser Disziplin begeben, sondern
auch ein Gegengewicht gegen die Spannung zwischen Finanzministern (die auf
Sparsamkeit drängen) und Agrarministern (die die Agrarausgaben nach oben
drücken) schaffen, die die wichtigste Ursache für die Finanzierungslücke der EG
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sei. Insgesamt strebte das EP ein Volumen von 1,4% des Bruttosozialproduktes
der EG als Verfügungsmasse an.

Das EP stimmte dem Vorschlag zu, künftig auch das Bruttosozialprodukt als
neuen Faktor bei der Berechnung der Eigenmittel heranzuziehen, schlug aber zu
den neuen Eigenmitteln vor, keinen festen Prozentsatz der Mehrwertsteuer ne-
ben einer Zahlung aus dem Bruttosozialprodukt heranzuziehen, sondern neben
den Zöllen und (Agrar-)Abschöpfungen nur einen Anteil aus der Mehrwertsteu-
er zu nehmen, der nach dem Bruttosozialprodukt berechnet werden sollte. Da-
mit würde ein gerechteres, den tatsächlichen finanziellen Leistungsfähigkeiten
entsprechendes System gefunden sein, da ein gleicher Prozentsatz aus der Mehr-
wertsteuer die ärmeren Länder stärker belaste als die Reichen. Außerdem würde
durch dieses System jede Form von Rückzahlung (wie gegenwärtig an Großbri-
tannien) unnötig werden. Schließlich schlug das EP vor - im Gegensatz zur Kom-
mission -, auch weiterhin einen Prozentsatz der Zoll- und Abschöpfungsein-
nahmen an die Staaten zur Vergütung für die Einziehung zu zahlen, der aber von
10% auf 5% zu ermäßigen sei.

Zur Revision der Haushaltskontrolle forderte das Europäische Parlament eine
stärkere Beachtung der Jährlichkeit, ein strengeres Vorgehen bei der Veran-
schlagung und Ausgabe der Mittel und eine größere Transparenz, außerdem eine
Neuordnung der Überwachung und des Verfahrens der Mittelübertragung.
Schließlich befürwortete das EP die stärkere Verwendung des ECU, nicht nur als
Verrechnungswährung, sondern auch als Zahlungsinstrument.

Für die Strukturfonds empfahl das EP eine Konzentration der Mittel auf die
rückständigen und im Niedergang befindlichen Regionen sowie - als absolutes
Minimum - die Verdoppelung der Strukturfonds bis 1992, wobei sichergestellt
werden sollte, daß diese Fonds nicht durch ein eventuelles Überschreiten der ver-
anschlagten Agrarausgaben, Abt. Garantie, beeinträchtigt werden.

In diesem Kapitel der gemeinsamen Entschließung, für das das Parlament die
größte Kompromißfähigkeit aufbringen mußte, billigt das EP die von der Kom-
mission vorgeschlagenen Stabilisierungsmaßnahmen zur Eindämmung der Pro-
duktion, forderte aber gleichzeitig, daß die Anwendung dieser Maßnahmen nicht
zu einem Preis verfall führen dürfte.

Das Parlament akzeptierte gleichzeitig direkte Einkommensbeihilfen, um so-
ziale Härten ausgleichen zu können. Das System der gemeinsamen Preisfestset-
zung sollte dabei wieder voll seine Rolle als Sicherheitsnetz übernehmen können.
Und schließlich forderte das Parlament den Rat auf - dies bereits im Kapitel
Haushaltsdisziplin -, Fehlbeträge im Agrarbereich nicht aus anderen EG-Mitteln
zu decken.

Die Vorschläge des Parlaments betrafen also die zentralen Punkte der Krise
der Gemeinschaft. Als sie schließlich zur Abstimmung kamen, zeigte sich, daß
man in den Fraktionen die Bedeutung der Abstimmung sehr wohl erkannt hatte.
Noch einmal kamen die Unterhändler zusammen, um insbesondere im Agrarbe-
reich Kompromißformeln zu suchen und zu einer breiten Zustimmung zu kom-

Jahrbuch der Europäischen Integration 1987188 71



DIE INSTITUTIONEN DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT

men. Dies gelang, so daß in der Abstimmung die Entschließung des Bericht-
erstatters Baron-Crespo mit dem Entwurf einer gemeinsamen Erklärung der drei
Organe zur Haushaltsdisziplin mit der absoluten Mehrheit der dem Parlament
angehörenden Mitglieder angenommen wurde (286 ja, 37 nein, 30 Enthaltun-
gen).

Gegen die Entschließung stimmten vor allem die französischen Gaullisten, ei-
nige Kommunisten, Sozialisten und Liberale, das Gros der Enthaltungen stamm-
te von britischen Sozialisten und französischen Christdemokraten.

In der anschließenden Abstimmung über die vom Parlament geänderte Ver-
ordnung der Kommission für die zukünftige Finanzierung (Bericht Langes)
stimmten 288 Abgeordnete zu, 32 dagegen, bei 8 Enthaltungen.

Die Gegenstimmen und Enthaltungen kamen vor allem von den britischen und
dänischen Sozialisten, portugiesischen Liberalen, französischen Kommunisten
und Mitgliedern der Regenbogenfraktion (Grüne und andere).

Die Kommission und der Europäische Rat im Februar 1988 in Brüssel über-
nahmen nicht den Vorschlag des EP, nur drei Einnahmequellen zu schaffen, so
daß der Vorschlag der Kommission im wesentlichen akzeptiert wurde. Allerdings
legte der Europäische Rat den Gesamtplafonds der Eigenmittel nur auf 1,3% des
gesamten BSP fest. Hingegen sollen die Strukturfonds bis 1993 verdoppelt wer-
den. Im agrarpolitischen Bereich beschloß der Gipfel ein Paket von Stabilisato-
ren und Reformmaßnahmen8.

Erst nach der Einigung in Brüssel war der Rat in der Lage, dem EP den Haus-
halt für 1988 vorzulegen, den es in der ersten Lesung in der Aprilsitzung behan-
delte. Aufgrund der Verspätung der Vorlage und der teilweise noch nicht vorge-
legten legislativen Ausformulierungen der Brüsseler Gipfelbeschlüsse verzichtete
das Parlament bei den beiden Haushaltslesungen auf eine endgültige Klärung der
offenen Fragen, insbesondere über seine Mitwirkung bei der Haushaltsdisziplin.
Das EP verabschiedete am 19. Mai 1988 den Haushalt 1988 mit einem Volumen
von 43,72 Mrd. ECU. Allerdings forderte das Plenum in einer mit großer Mehr-
heit angenommenen Entschließung Parlamentspräsident Lord Plumb auf, den
Haushalt erst für festgestellt zu erklären, nachdem er sich vergewissert habe, daß
die Ausgabenpositionen des Etats gemäß den Vorschriften von Artikel 199
EWG-Vertrag durch Einnahmen in gleicher Höhe ausgeglichen sind9.

Der Binnenmarkt und das neue legislative Verfahren

Das Europäische Parlament hatte im Anschluß an die Vorlage des Programms
der Kommission im Februar 1987 einen Sonderausschuß unter Vorsitz von Parla-
mentspräsident Lord Plumb eingesetzt10, dessen Bericht „Die Einheitliche Akte
muß ein Erfolg werden" vom Plenum in der Maisitzung 1987 diskutiert und mit
225 gegen 38 Stimmen bei 63 Enthaltungen angenommen wurde. Das EP legte
darin seine Auffassung zu dem Reformwerk dar, vor allem auf den Gebieten des
Aufbaus der Europäischen Union und der Erfolge der EEA, der notwendigen
Wachstumsstrategie, der Solidarität und des Zusammenhaltes, der Reform und
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Modernisierung der Gemeinsamen Agrarpolitik, der Finanzfragen und der Au-
ßenbeziehungen. In einer der Entschließung beigegebenen Erklärung wendet
sich das EP an den Europäischen Rat mit dem Appell, der Einheitlichen Europä-
ischen Akte zum Erfolg zu verhelfen und die Errichtung der Europäischen Union
nicht aus den Augen zu verlieren.

In dem Bericht wird auch der Wandel der Mehrheit der EP-Mitglieder zur ge-
meinsamen Agrarpolitik sichtbar. Die frühere Agrarmehrheit, die vor allem
durch hohe Preise die Agrareinkommen sichern wollte, ist geschmolzen und zur
Minderheit geworden. Unter dem Druck der steigenden Überschüsse haben viele
eingesehen, daß andere Maßnahmen - auch über die Quotenregelung bei Milch
hinaus - ergriffen werden müssen, um die Gemeinsame Agrarpolitik neu zu ord-
nen11.

Mit dem Inkrafttreten der Einheitlichen Europäischen Akte wurde auch das
neue Verfahren der legislativen Mitbestimmung des EP (im EWG-Vertrag laut
Artikel 6 der Akte als Verfahren der Zusammenarbeit mit dem EP bezeichnet)
bei allen Fragen des Aufbaus des Binnenmarktes eingeführt, zu dem das EP be-
reits in der Dezember-Sitzung 1986 eine grundlegende Reform seiner Geschäfts-
ordnung vorgenommen hatte12.

Dieses neue Verfahren stellte das EP vor eine große Herausforderung, da hier
eine zweite Lesung im EP ermöglicht wird. Diese muß nicht nur in drei Monaten
durchgeführt sein, sondern das EP kann auch seinen Standpunkt aus der ersten
Lesung nur dann erneut präsentieren, wenn es mit der absoluten Mehrheit seiner
Mitglieder (also mindestens 260 Stimmen) seine Position aus der ersten Lesung
bekräftigt13. Im Jahre 1987 hat das EP - laut Jahresbericht der Kommission14 - 13
Entscheidungen mit Stellungnahmen im Rahmen des neuen Kooperationsverfah-
rens gefaßt, wobei das EP den gemeinsamen Standpunkt des Rates in fünf Fällen
ohne Änderung billigte und in vier Fällen geändert hat.

Das neue Verfahren, das übereinstimmender Stellungnahmen von Rat und
Parlament bei Aufnahme neuer Mitglieder und bei Abkommen und Assoziierung
mit dritten Staaten bedarf5, wurde laut Jahresbericht der Kommission in 20 Fäl-
len angewendet16. Das Parlament lehnte im Rahmen dieses Verfahrens in der
Märzsitzung 1988 das Zusatzprotokoll zum Abkommen zwischen der EWG und
Israel ab, das durch die Erweiterung der EG durch Spanien und Portugal not-
wendig wurde. Es erhielt nicht die notwendige Mehrheit von 260 Stimmen, da
vor allem Sozialisten und Grüne eine Diskriminierung der Gewerbetreibenden in
den von Israel besetzten Gebieten sahen und ausgeschlossen werden müsse, daß
die finanzielle Hilfe der EG zu einer Verstärkung des Besatzungsregimes durch
Israel benutzt werde18.
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Schwerpunkte 1987188 und die Außenbeziehungen
Wenn auch die Hauptthemen des EP die Inkraftsetzung der Einheitlichen Akte,
die Verwirklichung ihrer Ziele sowie der dazu notwendige Reformprozeß waren,
so setzte das EP seine Arbeiten auf allen anderen Gebieten wie bisher in gleicher
Intensität fort. Bei den 12 Plenartagungen mit ihren 60 Plenarsitzungstagen hat
das EP in 381 Sitzungsstunden 2460 Sitzungsdokumente geprüft, 307 Entschlie-
ßungen angenommen und 206 Stellungnahmen abgegeben, wobei 5197 Abände-
rungsanträge geprüft und 2295 angenommen wurden18. In fast allen Bereichen
versuchte es ein Motor des Fortschritts zu sein, insbesondere in den Bereichen
Umwelt- und Verbraucherschutz, gemeinsame Forschungs- und Technologiepo-
litik, Ausbau des Europäischen Währungssystems, Entwicklung einer gemeinsa-
men Sicherheitspolitik und Verstärkung der Regional- und Sozialpolitik sowie
des Bereichs Europa der Bürger. Allerdings stieß auf vielen Sektoren der Taten-
drang des EP an die Grenzen der finanziellen Mittel, so etwa beim Rahmenpro-
gramm für die technologische Forschung und Entwicklung 1987-1991, wo es bei
der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat erhebliche Abstriche von seinen
Vorstellungen hinnehmen mußte.

Die Ausschüsse des EP verfolgten mit Aufmerksamkeit den Gesetzgebungs-
prozeß im Rat und versäumten nicht, durch Initiativberichte auf den Rat Druck
auszuüben.

Ein besonderer Schwerpunkt lag im Jahre 1987 auf der Pflege der Außenbezie-
hungen, wobei das EP einen weiteren Aus- und Umbau der Entwicklungshilfe im
Rahmen der Lome-Abkommen forderte19 und das ganze Parlament sowie die
großen Fraktionen durch gegenseitige Besuchsreisen ihre Kontakte mit den
RGW-Staaten (und anderen) verstärkten, mit dem Ziel, zu vertraglich geregel-
ten Beziehungen zum Comecon und seinen Mitgliedstaaten bzw. anderen Staa-
ten bzw. Staatengruppen zu kommen. Parlamentarischer Höhepunkt dieser Kon-
takte war, nach der Behandlung des Berichtes von Hans-Joachim Seeler über die
Beziehungen zwischen der EG, dem RGW und den RGW-Mitgliedsländern in
der Januar-Sitzung 198820, in der sich das EP nachdrücklich für eine Verbesse-
rung der Beziehungen mit 177 gegen 69 Stimmen bei 4 Enthaltungen aussprach,
der Besuch einer Delegation des Obersten Sowjets in der ersten Oktober-Sitzung
1987 in Straßburg und kurz davor in Brüssel unter Führung seines Präsidenten
Lev Tolkounov auf Einladung der Sozialistischen Fraktion, die Gespräche mit
fast allen politischen Fraktionen führte.

Auch im Jahre 1987 gehörten Menschenrechtsfragen und -Verletzungen zu den
besonders häufigen Diskussionsthemen des EP, die vor allem in den Dringlich-
keitsdebatten behandelt wurden. Ebenso befaßte sich das EP mit der Lage in
Krisengebieten der Welt und der Verbesserung der Europäischen Politischen Zu-
sammenarbeit (EPZ) der EG-Staaten sowie der Asylpolitik in den Mitgliedstaa-
ten.
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Im Jahre 1987 hatte das EP zahlreiche prominente Besucher. Neben den Mini-
sterpräsidenten der Länder des Ratsvorsitzes Belgien und Dänemark sprachen
vor dem EP der belgische König Baudouin in der April-Woche, die Königin von
Dänemark, Margarethe II., in der Juli-Woche und der Präsident der Irischen Re-
publik, Patrick Hillery, in der ersten Oktober-Woche. Zahlreiche Delegationen,
auch aus den Parlamenten der Mitgliedstaaten, besuchten das EP, um sich vor
Ort in Gesprächen mit Abgeordneten zu informieren.

In der Januar-Sitzung 1987 konstituierte sich das EP neu, wobei neben dem
Parlamentspräsidenten und dem Präsidium alle Ausschüsse und Delegationen für
den zweiten Teil der Wahlperiode neu besetzt wurden. Das EP hat nunmehr, ne-
ben seinem Präsidenten, 14 Vizepräsidenten, 5 Quästoren, 18 parlamentarische
Ausschüsse und 24 interparlamentarische Delegationen, wobei die Delegation
zur Sowjetunion und die zwei Delegationen zu osteuropäischen Ländern erst
dann ihre Arbeit aufnehmen, wenn diese Länder die EG förmlich anerkannt ha-
ben.

Außerdem besteht weiterhin die paritätische Versammlung AKP-EG, der 66
Abgeordnete des EP und je einer der 66 AKP-Länder angehören.

Am 19. 11. 1987 bestanden im EP 8 Fraktionen und die Gruppe der Fraktions-
losen (siehe Tabelle auf der nächsten Seite).

Erste Bilanz der zweiten Wahlperiode

1989 werden die dritten Wahlen zum Europäischen Parlament stattfinden. Das
EP hat in der April-Sitzung 1988 empfohlen, die dritten Europawahlen vom 8.
bis 11. Juni 1989 durchzuführen, ein Termin, der noch der Bestätigung durch den
Rat bedarf.

Auch zur dritten Direktwahl ist es also dem EP nicht gelungen, rechtzeitig ei-
nen Entwurf eines gemeinsamen Wahlgesetzes vorzulegen, so daß auch diese
Wahl auf der Grundlage nationaler Wahlgesetze mit unterschiedlichen Wahl-
und Verrechnungssystemen durchgeführt wird, wobei als besonders uneuropä-
isch festzuhalten bleibt, daß nur in Belgien und in den Niederlanden das aktive
Wahlrecht auch anderen dort lebenden EG-Bürgern eingeräumt wird und in al-
len EG-Ländern das passive Wahlrecht an die jeweilige Staatsangehörigkeit ge-
knüpft ist22. Schwierig zu bewerten ist, was das EP in der zweiten Wahlperiode
tatsächlich bewirkt hat und welche Änderungen bei der Gesetzgebung der EG
durch das Parlament erreicht werden konnten.

Fast unmöglich ist darüber hinaus die Prüfung, wie das beschlossene Gemein-
schaftsrecht in den Mitgliedstaaten umgesetzt bzw. angewendet wird, so daß das
EP selbst die Einsetzung eines parlamentarischen Kontrollausschusses für diese
Frage empfohlen hat23.

Schließlich ist die Bilanzierung der Parlamentsarbeit - sieht man von einer rein
statistischen Auswertung oder von spektakulären Vorgängen ab - auch nicht die
Regel bei anderen Parlamenten in Staaten, Ländern und regionalen Körper-
schaften. Bilanz gezogen wird bei anstehenden Wahlen über die Leistungen der

Jahrbuch der Europäischen Integration 1987/88 75



I
ft:
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Regierungen bzw. der entsprechenden Körperschaften. Vom Europäischen Par-
lament, als dem einzigen Organ in der EG, das der Bürger mit seinem Stimmzet-
tel erreichen und in seiner Zusammensetzung beeinflussen kann, erwartet man
vor allem Fortschritte in Richtung auf Europa. Vor allem ist also die Inte-
grationsfunktion gefragt, die Parlamente in etablierten parlamentarischen Regie-
rungssystemen nur in sehr geringem Maße haben. Diese Integrationsfunktion
und die bisher nur sehr partielle Mitwirkungsmöglichkeit des EP bei der Gesetz-
gebung wurden allerdings mit dem partiellen Haushaltsrecht (Vertrag von 1975)
und den Verfahren der (legislativen) Zusammenarbeit und dem der Zustimmung
zu Neuaufnahmen und Verträgen mit Dritten - eingeführt durch die Einheitliche
Europäische Akte - verstärkt. Allerdings ist jeweils die absolute Mehrheit der
Parlamentsmitglieder erforderlich. Das zwingt dazu, große Mehrheiten zu bilden
und bedeutet, daß die „große Koalition" aus Sozialisten und Christdemokraten
bei Abstimmungen die Voraussetzung eines politischen Erfolgs des EP ist. Da
das EP auch nicht das Recht hat, den Hauptgesetzgeber - also den Ministerrat -
juristisch zu zwingen, Entscheidungen zu fällen (ausgenommen in den vom Ver-
trag klar definierten Zielen, wo es mit Versäumnisklagen agieren kann), bleibt
dem EP nur die Ausübung eines politischen Drucks - auch über heimische Par-
teien und andere Verbände -, was wiederum eine größtmögliche Einigkeit des
Parlaments über alle nationalen und ideologischen Grenzen hinweg voraussetzt.

Das Europäische Parlament hat als Entwicklungsparlament beim Auf- und
Ausbau der EG, vor allem durch seinen Vertragsentwurf zur Gründung der Eu-
ropäischen Union vom 14. Februar 1984, mit der Einheitlichen Akte die erste
große Vertragsrevision zumindest mit durchgesetzt. Mit seinem schon früher er-
strittenen partiellen Haushaltsrecht (und unter dem Druck der leeren Kassen und
der Überschüsse) hat es den Einstieg in die Reform der Agrarpolitik mitherbei-
geführt und eine Verdoppelung der Strukturfonds bis 1993 für die ärmeren Län-
der der EG miterstritten. Sein ständiges Drängen zur Schaffung einer europä-
ischen Währung und einer europäischen Notenbank hat eine breite Diskussion
entfacht, erste Entscheidungen in diese Richtung bis zur dritten Direktwahl sind
ebenso denkbar geworden wie die vom EP immer wieder geforderte gemeinsame
Außen- und Sicherheitspolitik. Und da das EP große Integrationserfolge nur
durch Zustimmung der nationalen Parlamente erreichen kann, kommt seiner
jüngsten Aktion im Mai 1988 besondere Bedeutung zu. In einer schriftlichen Er-
klärung, entsprechend Art. 65 der Geschäftsordnung, verlangt das EP, ihm mit
der dritten Direktwahl ein Mandat zu erteilen, den endgültigen Text eines Ver-
trages zur Gründung der Europäischen Union auszuarbeiten und im Juli 1989 -
dem 200. Jahrestag der französischen Revolution - die „Europäischen General-
stände" einzuberufen, bestehend aus den nationalen Parlamentariern der 12 Mit-
gliedsländer der EG und dem Europäischen Parlament, die den Präsidenten des
Rates und der Kommission wählen sollen. Da diese Erklärung von 278 Abgeord-
neten unterzeichnet wurde, womit sie laut Geschäftsordnung angenommen ist,
markiert sie sicherlich die verstärkte Inangriffnahme der Arbeit zum Aufbau der
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Europäischen Union, die in dem letzten Jahr der zweiten Wahlperiode des EP si-
cherlich eine wesentliche Rolle spielen wird.

Auch in der Kontrollfunktion und bei der Wahl der Exekutive konnte das EP
seine Rolle verstärken. So stellt sich nun der neue Kommissionspräsident mit sei-
nem Programm einer Art Investiturabstimmung (vor seiner Vereidigung). Und
im Kontrollrecht hat es sein Instrumentarium - neben der Entlastung der Kom-
mission - verfeinert. Die Einreichung von Nichtigkeitsklagen bei Rechtsüber-
schreitungen durch andere Organe - über deren Zulässigkeit der Gerichtshof zur
Zeit berät24 - und die Einsetzung von Untersuchungsausschüssen25 sowie der Aus-
bau der Fragepraxis an Rat und Kommission26 sowie die bereits erwähnte Initiati-
ve zur Schaffung eines neuen Rechtskontrollausschusses sind Elemente, mit de-
nen das EP versucht, mehr Öffentlichkeit und Kontrolle zu ermöglichen.

Als durchaus befriedigend kann die Rolle des EP in seiner Repräsentations-
und Artikulationsfunktion für die europäischen Völker und die Sorgen und Nöte
der Bürger, der Regionen und Berufsgruppen bezeichnet werden. Vor allem in
den Dringlichkeitsdebatten (etwa bei Naturkatastrophen und Unfällen), aber
auch in den Agrarpreis-27, Sozial-, Regional- und Umweltdebatten zeigt sich, daß
das EP ein Anwalt der Bürger und der Einheit Europas sein will.

Als noch unbefriedigend dagegen ist die Kommunikationsfunktion des EP an-
zusehen, also die Vermittlung des europäischen Geschehens und des Parlaments-
willens gegenüber den Bürgern. Dies hat viele Ursachen28 und wird sich wohl
während der Periode des dritten Europawahlkampfes verbessern. Aber das EP
wäre gut beraten, wenn es gleich nach seiner Konstituierung über Maßnahmen
zur Reform seiner gesamten Öffentlichkeitsarbeit und Veröffentlichungspraxis,
einschließlich eines öffentlich leicht zugänglichen Ergebnis- und Kontrollregi-
sters, nachdächte29. Bleibt schließlich noch die Rekrutierungsfunktion des EP als
Reservoir und Ausbildungsstätte für europäische Politiker, auch für verantwor-
tungsvolle Positionen im internationalen, europäischen und nationalen Bereich.
In einer Reihe von Mitgliedstaaten greift man gerne bei vielen Gelegenheiten auf
erfahrene Europaparlamentarier zurück. In Deutschland ist dies weniger der
Fall. Und diejenigen, die sich entschließen, für das Europäische Parlament zu
kandidieren oder eine andere hohe Position in der Europäischen Gemeinschaft
zu übernehmen, sind nicht selten abwertenden Kommentaren ausgesetzt. Dies ist
nicht nur an Biertischen so, sondern leider auch in politischen Kreisen aller Art30.
Es wäre gut, man würde sich in der Bundesrepublik öfter daran erinnern, was
dieses Land der Politik der europäischen Integration verdankt.
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ferenz der Außenminister (Europäische Poli-
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Kommission, 221 an den Rat und 174 an die
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stunde).
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Europa-Berichterstattung ist noch heute in
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über die Tätigkeit des EP. Zwar werden alle
Verhandlungen und Beschlüsse des EP im
Amtsblatt veröffentlicht, aber diese Veröf-
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fentlichungen sind nur schwer zugänglich.
Die Generaldirektion Wissenschaft des EP
gibt zwar jährlich die Veröffentlichung ,,Die
Fortschritte des europäischen Einigungs-
werks - Dokumentarische Aufzeichnungen
über die wichtigsten Tätigkeiten des EP" her-
aus - die letzte Ausgabe umfaßt den Zeit-
raum Juli 1986 bis Juni 1987 (306 S.) - , und
die Generaldirektion Information und Öf-
fentlichkeitsarbeit informiert über den Ab-
lauf der Plenarsitzungen mit dem hektogra-
phierten Bericht „Die Woche im EP" (vor
allem für die Presse) und für die breite Öf-
fentlichkeit durch die kostenlose Monatszei-
tung „Europäisches Parlament", Luxem-
burg, aber alle diese Veröffentlichungen zei-
gen wenig präzise, wo das EP tatsächlich fort-
schrittlichere europäische Positionen hat
durchsetzen können. Für einzelne Bereiche
gibt es schon gute Ansätze, so im Haushalts-
bereich die Schrift „Haushalt im Wider-
streit", hrsg. vom EP, Generaldirektion In-
formation und Öffentlichkeitsarbeit. Die
Entwicklung der Umweltpolitik der EG und
den Einfluß des EP darauf zeigt gut das
Handbuch des EP zum Umwelt jähr
1987-1988, hrsg. vom EP, Generaldirektion
Wissenschaft, Nr. 10/7-1987, Luxemburg.
„Hast Du einen Opa - schick ihn nach Euro-
pa" war noch ein relativ harmloser Slogan bei
den Europa-Wahlen . . ., und man hörte
nichts dergleichen, wenn die so apostrophier-
ten Politiker - Jahre später - ins nationale
Parlament einzogen. Den Gipfel der Mißlich-
keit aber erlebten wir im letzten Jahrzehnt
mit der Benennung der Mitglieder der Kom-
mission. Wo andere Staaten ihre besten Leu-
te hinschicken, werden bei uns in unwürdiger
Weise die Ämter und Personen öffentlich
verhandelt und beschädigt. Von der Beru-
fung von Karl-Heinz Narjes bis zur Kandida-
tur Martin Bangemanns war dies eine einzige
Peinlichkeit.
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